
VEREINBARUNG - FÖRDERUNG VON BILDUNGSMASSNAHMEN (5058)

Kundmachung des Landeshauptmannes von Burgenland vom 4. Juli 2024 betreffend die Verein-
barung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über die Förderung von Bildungs-
maßnahmen im Bereich Basisbildung sowie von Bildungsmaßnahmen zum Nachholen des Pflichtschu-
labschlusses für die Jahre 2024 bis 2028, LGBl. Nr. 43/2024. 

Gemäß Art. 35 und 81 L-VG wird nachstehende Vereinbarung kundgemacht: 

VEREINBARUNG 
gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über die Förderung von

Bildungsmaßnahmen im Bereich Basisbildung sowie von Bildungsmaßnahmen zum Nachholen
des Pflichtschulabschlusses für die Jahre 2024 bis 2028  

Der Bund -vertreten durch die Bundesregierung -und die Länder Burgenland, Kärnten, Niederöster-
reich, Oberösterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol, Vorarlberg und Wien -jeweils vertreten durch den
Landeshauptmann bzw. die Landeshauptfrau -im Folgenden Vertragsparteien genannt -sind übereinge -
kommen, gemäß Art. 15a B-VG nachstehende Vereinbarung zu schließen: 

Artikel 1 
Zielsetzung 

Um Personen ohne ausreichende Mindestqualifikation (Art. 4 Abs. 2 Z 1 und Art. 4 Abs. 3 Z 1)
bessere Zugangschancen zum Arbeitsmarkt zu eröffnen sowie deren soziale Integration zu fördern,
wurde durch die Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über die
Förderung von Lehrgängen für Erwachsene im Bereich Basisbildung/Grundkompetenzen sowie von
Lehrgängen zum Nachholen des Pflichtschulabschlusses, BGBl. I Nr. 39/2012, ein österreichweit ein-
heitliches, zwischen dem Bund und den Ländern abgestimmtes Förderprogramm eingerichtet und mit
den Vereinbarungen gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über die Förderung
von Bildungsmaßnahmen im Bereich Basisbildung sowie von Bildungsmaßnahmen zum Nachholen
des Pflichtschulabschlusses, BGBl. I Nr. 30/2015 und BGBl. I Nr. 160/2017 idF BGBl. I Nr. 198/2022,
für die Jahre 2015 bis 2023 weitergeführt. Dieses Förderprogramm wird in den Jahren 2024 bis 2028
fortgeführt, um die genannte Zielsetzung weiter zu verfolgen, die Beschäftigungsfähigkeit von Person-
en ohne ausreichende Mindestqualifikation zu verbessern und die Basis zu schaffen, um dem
Fachkräftemangel in Österreich gegenzusteuern.

Artikel 2 
Grundsätze 

(1) Dieses Förderprogramm gliedert sich entsprechend den unterschiedlichen Qualifikationsstufen
„Basisbildung“ und „Nachholen des Pflichtschulabschlusses“ in zwei Programmbereiche, für die jew-
eils spezifische Kriterien hinsichtlich der Qualität und Kostenkalkulation gelten. Die beiden Pro-
grammbereiche sollen für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer kostenfrei umgesetzt werden. 
(2) Das Förderprogramm intendiert die optimale Allokation von Ressourcen des Bundes und der

Länder, um optimale Rahmenbedingungen für die Lernenden zu schaffen und insbesondere junge 
Erwachsene mit entsprechendem Qualifikationsbedarf zu erreichen. Qualitätssicherung, Monitoring

und Evaluierung sowie die Definition der Zugangskriterien erfolgen nach den bundesweit einheitlichen
und einvernehmlich festgelegten Standards (Abs. 5). Die konkrete Förderentscheidung erfolgt -vorbe-
haltlich des Art. 13 Z 1 - durch das jeweilige Land. 
(3) Fördernehmer ist der jeweilige Bildungsträger, der die Bildungsmaßnahme durchführt (Maß-

nahmenförderung). 
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(4) Um den Aufbau nachhaltiger Strukturen zu fördern und eine konsequente Zielgruppener-
schließung zu gewährleisten, sollen die Vereinbarungen zwischen den Fördergebern und den Bil-
dungsträgern mehrjährig abgeschlossen werden, soweit dies zur Zielerreichung erforderlich ist. 
(5) Die zur operativen Umsetzung und qualitativen Absicherung der Programmbereiche erforder-

lichen Detailregelungen sind von der Steuerungsgruppe festzulegen und in einem Programmplanungs-
dokument öffentlich zugänglich zu machen (Art. 5 Abs. 3 Z 2). Das Programmplanungsdokument hat
die Funktion eines gemeinsamen Referenzdokuments für die Bildungsträger und die abwickelnden
Stellen (Bund und Länder). 
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Artikel 4 
Zielgruppen, Fördersätze und Berechnungsmodalitäten 

(1) Die erfolgreiche Akkreditierung eines Angebots entsprechend den in diesem Artikel fest-
gelegten Kriterien ist Voraussetzung für die Förderfähigkeit von Bildungsmaßnahmen im Rahmen
dieser Vereinbarung. Aus einer erfolgreichen Akkreditierung entsteht kein Rechtsanspruch auf
finanzielle Förderung für einen Bildungsträger. 
(2) Für den Programmbereich „Basisbildung“ legen die Vertragsparteien folgende Kriterien zur

Durchführung der Angebotsförderung fest: 
1. Zielgruppe des Programmbereichs „Basisbildung“ sind ungeachtet ihrer Herkunft, ihrer Erst-
sprache und eventuell vorliegender Schulabschlüsse Personen ab vollendetem 15. Lebensjahr
mit grundlegendem Bildungsbedarf in den Bereichen Lernkompetenz, schriftliche und
mündliche Kommunikation in der deutschen Sprache, grundlegende Kommunikationskompe-
tenz in Englisch, mathematische Kompetenzen und digitale Kompetenzen. 

2. Der förderfähige Gesamtrahmen je Bildungsmaßnahme beträgt mindestens 100 und höchstens
400 Unterrichtseinheiten (zu 50 Minuten). 

3. Die Größe der Lerngruppen darf zehn Teilnehmerinnen und/oder Teilnehmer nicht übersteigen. 
4. Der im Fördervertrag festzulegende Kostensatz je Unterrichtseinheit beträgt mindestens 100
Euro und maximal 250 Euro und ist insbesondere abhängig von der eingesetzten Anzahl der
Trainerinnen und Trainer je Gruppe, einem etwaigen Kinderbetreuungsangebot und der Anzahl
der Einzelstunden beim Lerneinstieg. 

5. Sollten Teilnehmerinnen und Teilnehmer die Bildungsmaßnahme vorzeitig abbrechen, so kön-
nen die Kursplätze nachbesetzt werden. 

(3) Für den Programmbereich „Nachholen des Pflichtschulabschlusses“ legen die Vertragsparteien
folgende Kriterien zur Durchführung der Angebotsförderung fest: 

1. Zielgruppe des Programmbereichs „Nachholen des Pflichtschulabschlusses“ sind Personen ab
vollendetem 15. Lebensjahr, 
a) die über keinen positiven Abschluss 
aa) der 8. Schulstufe nach dem Lehrplan der Hauptschule, der Neuen Mittelschule oder der
Mittelschule 

bb) der Polytechnischen Schule auf der 8. Schulstufe oder
cc) der 4. oder einer höheren Klasse der allgemeinbildenden höheren Schule verfügen oder 

b) die eine Bildungsmaßnahme zum Nachholen des Pflichtschulabschlusses begonnen, jedoch
bisher nicht abgeschlossen haben. 

2. Der maximal förderbare Gesamtrahmen beträgt 1.180 Unterrichtseinheiten (zu 50 Minuten)
wobei förderfähige Angebote das Minimum von 1000 Unterrichtseinheiten nicht unterschreiten
dürfen. 

3. Der im Fördervertrag festzulegende Kostensatz je Unterrichtseinheit beträgt mindestens 100
Euro und maximal 250 Euro und ist insbesondere abhängig von der eingesetzten Anzahl der
Trainerinnen und Trainer je Gruppe oder einem etwaigen Kinderbetreuungsangebot. 

4. Für den Fall, dass Teilnehmerinnen oder Teilnehmer die Bildungsmaßnahme abgebrochen
haben oder nicht zu den Prüfungen angetreten sind, werden 80 % der vereinbarten Kosten
gemäß Z 3 an den Bildungsträger ausbezahlt. 

5. Sollten Teilnehmerinnen und Teilnehmer die Bildungsmaßnahme vorzeitig abbrechen, so kön-
nen die Kursplätze nachbesetzt werden. 

Artikel 5 
Steuerungsgruppe 

(1) Die Vertragsparteien richten eine Steuerungsgruppe ein, der je eine Vertreterin oder ein
Vertreter eines jeden Landes und vier Vertreterinnen und Vertreter des Bundes, vertreten durch das
Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung mit Stimmrecht angehören. Die Sozial-
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partner (Bundesarbeitskammer, Wirtschaftskammer Österreich, Landwirtschaftskammer Österreich
und Österreichischer Gewerkschaftsbund) und die Bundesjugendvertretung haben das Recht, je eine
Vertreterin oder einen Vertreter mit beratender Stimme zu entsenden. Die Vorsitzende oder der Vor-
sitzende wird von den Mitgliedern der Steuerungsgruppe mit einfacher Mehrheit aus ihrer Mitte
gewählt. 
(2) Die Steuerungsgruppe fasst ihre Beschlüsse bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte der

stimmberechtigten Mitglieder mit Dreiviertelmehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder,
hinsichtlich der Aufgabe gemäß Abs. 3 Z 2 und 3 jedoch mit Einstimmigkeit. Die Einberufung erfolgt
durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden nach Bedarf, mindestens jedoch zweimal jährlich. Ein-
ladung und Sitzungsvorbereitung erfolgen durch die Geschäftsstelle. 
(3) Die Aufgaben der Steuerungsgruppe sind: 
1. Erstellung einer Geschäftsordnung; 
2. Festlegen der Detailregelungen zur Umsetzung des Programms gemäß Art. 2 Abs. 5. Dies bet-
rifft insbesondere Regelungen zur Qualität des Angebotskonzepts (Mindeststandards für Bil-
dungsangebote), der Qualifikation des eingesetzten Personals (Anforderungen hinsichtlich fach-
spezifischer Ausbildung, Erfahrung im Fachgebiet, verpflichtende Teilnahme an Weiterbil-
dung) und der infrastrukturellen Voraussetzungen von Seiten der Bildungsträger (Mindeststan-
dards für Bildungsträger). Der Bund veröffentlicht diese Detailregelungen; 

3. Bestellung und Abberufung der Expertinnen und Experten der Akkreditierungsgruppe sowie
Beschlussfassung ihrer Geschäftsordnung; 

4. Programmaufsicht, Festlegen der Kriterien für das Monitoring und Bewertung der laufenden
Bildungsmaßnahmen; 

5. Vorbereitung und Beschlussfassung der Programmevaluation sowie Abnahme von Evaluations-
berichten; 

6. Erarbeitung von Vorschlägen zur Weiterentwicklung und Verbesserung des Programms, sofern
dies erforderlich erscheint und soweit die für die Budgetplanung der Länder und des Bundes
maßgeblichen Bestimmungen der vorliegenden Vereinbarung davon nicht berührt sind; 

7. wechselseitige Information (Bund -Länder -Geschäftsstelle) sowie Informationsweitergabe an
die Bildungsträger in den Ländern und beim Bund. Die Kriterien für das Monitoring gemäß Z 4
sind unter Beachtung der Grundsätze des Datenschutzes so festzulegen, dass ein Personenbezug
zu einer Teilnehmerin oder einem Teilnehmer einer Bildungsmaßnahme nicht hergestellt wer-
den kann. 

(4) Die Steuerungsgruppe kann zu den Sitzungen Sachverständige und Auskunftspersonen, ins-
besondere aus dem Bereich der Wissenschaft und Forschung, beiziehen. 
(5) Die Kosten für das vom jeweiligen Land entsendete Mitglied der Steuerungsgruppe werden

vom betreffenden Land getragen, die Kosten für die vom Bundesministerium für Bildung, Wis-
senschaft und Forschung entsendeten Mitglieder trägt der Bund. 

Artikel 6 
Geschäftsstelle 

(1) Zur Durchführung der operativen Geschäfte der Steuerungsgruppe und der Akkreditierungs-
gruppe wird vom Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung eine Geschäftsstelle
eingerichtet. 
(2) Die Aufgaben der Geschäftsstelle sind insbesondere: 
1. Beratung und fachliche Betreuung der Bildungsträger, die eine Akkreditierung anstreben; 
2. Vorbereitung und Dokumentation der Sitzungen der Steuerungsgruppe und der Akkredi-
tierungsgruppe; 

3. Gesamtevidenz der Durchführungsentscheidungen; 
4. Monitoring; dazu gehören unter Beachtung der Grundsätze des Datenschutzes insbesondere
Auswerten des von den Bildungsträgern übermittelten statistischen Datenbestandes, Verfassen
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von Monitoringberichten, Weiterentwickeln des Dokumentationssystems, Aufzeigen von allfäl-
ligen Schwachpunkten und von Handlungspotenzialen. 

(3) Die Kosten für die Geschäftsstelle trägt der Bund. 

Artikel 7 
Akkreditierungsgruppe 

(1) Zur Prüfung der qualitativen Mindestvoraussetzungen der eingereichten Bildungsmaßnahmen
wird eine Akkreditierungsgruppe eingerichtet, die ihre Beschlüsse mit Zweidrittelmehrheit fasst.
Umlaufbeschlüsse sind zulässig. 
(2) Die Akkreditierungsgruppe besteht aus sechs unabhängigen Expertinnen und Experten (Wis-

senschafterinnen oder Wissenschafter sowie Praktikerinnen oder Praktiker mit Qualifikationen in
zumindest einem der beiden Programmbereiche), die durch die Steuerungsgruppe jeweils auf fünf
Jahre bestellt werden. Eine einmalige Wiederbestellung ist zulässig. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
von Bundes- oder Landesbehörden oder gemeinsamen Behörden des Bundes und des Landes dürfen
nicht als Mitglieder in die Akkreditierungsgruppe bestellt werden. Drei Expertinnen oder Experten
werden von den Ländervertreterinnen und Ländervertretern in der Steuerungsgruppe und drei Expertin-
nen oder Experten von den Vertreterinnen und Vertretern des Bundes nominiert. 
(3) Die Aufgaben der Akkreditierungsgruppe sind: 
1. Prüfung der Angebote von Bildungsträgern anhand der vorgelegten Akkreditierungsansuchen
und Beschlussfassung über die Akkreditierung einer Bildungsmaßnahme auf Basis der Bestim-
mungen des Art. 4 sowie der gemäß Art. 2 Abs. 5 und Art. 5 Abs. 3 Z 2 festgelegten Detail-
regelungen; 

2. gegebenenfalls Formulierung von Verbesserungsaufträgen an die Bildungsträger; 
3. Mitwirkung am Berichtswesen und Abstimmung mit der Geschäftsstelle; 
4. Teilnahme an den Sitzungen der Steuerungsgruppe, sofern zu diesen eingeladen wird. 
(4) Die Akkreditierungsgruppe hat Akkreditierungsansuchen sowie mit diesen in Zusammenhang

stehende ergänzende oder nachgereichte Unterlagen ohne unnötigen Aufschub zu bearbeiten. 
(5) Die Akkreditierungsgruppe tagt nach Bedarf, mindestens jedoch quartalsweise. An den Sitzun-

gen hat eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter der Geschäftsstelle ohne Stimmrecht teilzunehmen. 
(6) Die Kosten für die Mitglieder der Akkreditierungsgruppe trägt der Bund. 

Artikel 8 
Zahlungen des Bundes und der Länder 

(1) Programmbereich „Basisbildung“: Der Anteil des Bundes an den direkten Förderzahlungen
gemäß Art. 3 Abs. 1 wird jährlich im Vorhinein zu Jahresbeginn auf die von den Ländern angegebenen
Konten ausbezahlt. Die Länder verpflichten sich, diesen Betrag umgehend an die Bildungsträger
auszuzahlen. Der Nachweis der widmungsgemäßen Auszahlung der Mittel des Bundes und der Länder
erfolgt mit Abrechnungsstichtag 30. November jedes Jahres. 
(2) Programmbereich „Nachholen des Pflichtschulabschlusses“: Der Anteil des Bundes an den

direkten Förderzahlungen gemäß Art. 3 Abs. 2 wird jährlich gegen Nachweis der widmungsgemäßen
Auszahlungen der Länderanteile durch die Länder auf die von den Ländern angegebenen Konten aus-
bezahlt. Der Nachweis der widmungsgemäßen Auszahlung der Länder erfolgt mit Abrechnungsstichtag
30. November jedes Jahres. Die Zahlung des Bundes erfolgt im Dezember desselben Jahres. Der letzte
Abrechnungsstichtag ist der 30. Juni 2029. 
(3) Als Nachweis der Angebotsförderung hat das Land die Höhe der Förderung je Programmbere-

ich darzustellen, wobei die Förderbeträge getrennt nach den jeweiligen Bildungsträgern auszuweisen
sind. 
(4) Die Auszahlung an die Länder erfolgt durch das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft

und Forschung. Dieses behält sich die Prüfung der widmungsgemäßen Verwendung der Fördermittel
durch die Bildungsträger sowie der ordnungsgemäßen Abrechnung vor. Bei der Auszahlung können
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allfällige Rückzahlungsverpflichtungen gemäß Art. 11 Abs. 6 aufgerechnet werden. 

Artikel 9 
Verwendung frei werdender Mittel 

(1) Von einzelnen Ländern nicht oder nicht in vollem Umfang abgerufene und somit frei gewor-
dene Mittel des Bundes können auf andere Länder aufgeteilt werden, wenn in diesen ein zusätzlicher
Bedarf besteht und die jeweiligen Landesmittel im Ausmaß der Bundeszuteilung erhöht werden. Der
grundsätzliche Finanzierungsschlüssel (50:50) bleibt in jedem Fall aufrecht. 
(2) Eine Verschiebung von Finanzmitteln zwischen den Programmbereichen „Basisbildung“ und

„Nachholen des Pflichtschulabschlusses“ ist innerhalb eines Landes bis zu einer Höhe von 30% der
vereinbarten maximalen Fördersumme gemäß Art. 3 Abs. 1 und 2 möglich, wenn in einem der beiden
Programmbereiche die zur Verfügung gestellten Mittel nicht vollständig ausgeschöpft werden,
während im anderen Programmbereich ein erhöhter Bedarf zu konstatieren ist. Voraussetzung für eine
solche Verschiebung der Mittel ist die Herstellung des Einvernehmens mit dem Bund. 

Artikel 10 
Publizitätsbestimmungen 

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, im Rahmen ihrer Öffentlichkeitsarbeit den gemeinsamen
Förderansatz zum Ausdruck zu bringen und auf die partnerschaftliche Aufbringung der Mittel
hinzuweisen. 
(2) In sämtlichen programmspezifischen Print-und Online-Produkten sind neben dem entsprechen-

den sprachlichen Hinweis stets auch das Logo der Länder-Bund-Förderinitiative, das Logo des Bun-
desministeriums für Bildung, Wissenschaft und Forschung und das des jeweiligen Landes bzw. der
beteiligten Länder an gut sichtbarer Stelle und in angemessener Größe zu platzieren. 

Artikel 11 
Monitoring, Evaluierung und Controlling 

(1) Die Durchführung des Programms wird einem begleitenden Monitoring unterzogen. Die Länder
verpflichten sich, der Geschäftsstelle halbjährlich in tabellarischer Form folgende Daten zu übermit-
teln: 

1. Anzahl der eingelangten Förderanträge und der abgerechneten Förderverträge; 
2. Namen der beantragenden und der abrechnenden Bildungsträger; 
3. Bezeichnung des betreffenden Programmbereichs; 
4. Anzahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer je Programmbereich und Bildungsträger sowie 
5. genehmigter bzw. abgerechneter Förderbetrag je Programmbereich und Bildungsträger. 
(2) Die Förderentscheidungen der abwickelnden Stellen in den Ländern sind der Geschäftsstelle

schriftlich mitzuteilen, bei negativen Förderentscheidungen unter Anführung der Begründung.
Entsprechende Auswertungen werden von der Geschäftsstelle im Rahmen der Erstellung des Jahres-
berichts vorgenommen. 
(3) Der Bund verpflichtet sich, auf der Grundlage der von den Bildungsträgern gemäß Art. 12 Abs. 3

Z 2 und der von den Ländern gemäß Abs. 1 jeweils an die Geschäftsstelle übermittelten statistischen
Daten halbjährlich eine Gesamtstatistik für das Programm zu erstellen. Die verfügbaren Daten können
auch zwischenzeitig von den Ländern eingesehen werden. 
(4) Es wird eine Programmevaluation durchgeführt. Die Kriterien dafür sind in der Steuerungs-

gruppe festzulegen. 
(5) Die Kosten für die Monitoringdatenbank und die Evaluierung werden gemäß dem Schlüssel

50:50 zwischen Bund und Ländern aufgeteilt, wobei die einzelnen Länder jeweils den Anteil an den
Gesamtkosten tragen, der dem Prozentanteil der auf sie entfallenden Fördermittel aus dem Gesamtpro-
gramm entspricht. 
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(6) Als Teil der Evaluierung können von Seiten des Bundes Aufträge an Dritte vergeben werden,
die an den Einrichtungen der Förderempfänger Vor-Ort-Prüfungen durchführen, um insbesondere die
Qualität der praktischen Durchführung und die Effektivität der Maßnahmen festzustellen. Die Kosten
für derartige Evaluationen sind vom Bund zu tragen. Die Ergebnisse werden dem Bund und dem
entsprechenden Land gleichermaßen zur Verfügung gestellt. Über entsprechende Vorhaben ist das jew-
eils betroffene Land vorab zu informieren, aggregierte Ergebnisse sind in der Steuerungsgruppe zu
berichten und allen Mitgliedern zur Verfügung zu stellen. 
(7) Die Länder verpflichten sich, die widmungsgemäße Verwendung der Fördermittel durch die

Bildungsträger zu überprüfen und dem Bund festgestellte Verstöße zu melden. Rückforderungen, die
Bildungsträgern gegenüber geltend gemacht werden, sind entsprechend den tatsächlich erfolgten
Zahlungen auf Basis des Finanzierungsschlüssels 50:50 mit dem Bund gegen zu verrechnen. 

Artikel 12 
Förderverträge 

(1) Die Länder entscheiden über die Förderfähigkeit der von den Bildungsträgern eingereichten,
gemäß Art. 7 akkreditierten Bildungsmaßnahmen anhand der folgenden Kriterien: 

1. Die insgesamt ausgewogene regionale Verteilung der Bildungsmaßnahmen; 
2. die insgesamt gewährleistete Zielgruppenausgewogenheit der Bildungsmaßnahmen; 
3. die entsprechende Budgetverfügbarkeit. 
(2) Zur Gewährleistung der notwendigen Transparenz und Vergleichbarkeit hat jeder Fördervertrag

die folgenden Kennzahlen auszuweisen: 
1. Dauer der Bildungsmaßnahme (Anzahl der Unterrichtseinheiten); 
2. Gruppengröße (Anzahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer); 
3. Kosten pro Bildungsmaßnahme in Euro; 
4. Kosten pro Teilnehmerin und Teilnehmer in Euro; 
5. Kosten pro Unterrichtseinheit in Euro; 
6. Kosten pro Teilnehmerin und Teilnehmer und Unterrichtseinheit in Euro. 
(3) Die Fördergeber verpflichten die Bildungsträger im Rahmen der jeweiligen Förderverträge

dazu, 
1. die Publizitätsbestimmungen des Art. 10 einzuhalten und die dazu gemäß Art. 2 Abs. 5 von der
Steuerungsgruppe beschlossenen und im Programmplanungsdokument veröffentlichten Detail-
regelungen zu beachten; 

2. am Monitoring und an der Programmevaluierung entsprechend den gemäß Art. 5 Abs. 3 Z 4 von
der Steuerungsgruppe festgelegten Kriterien mitzuwirken und den Berichtspflichten an die
Geschäftsstelle nachzukommen. Dies beinhaltet insbesondere die Datenpflege im Rahmen des
Monitorings, wobei das Erfassen und Bearbeiten der von der Steuerungsgruppe festgelegten
Monitoringkriterien von der Zustimmung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer abhängig zu
machen ist und die Verweigerung der Zustimmung oder die spätere Zurücknahme der Zustim-
mung der Teilnahme an der Bildungsmaßnahme bzw. deren Fortsetzung nicht entgegen stehen
darf; 

3. den Prüforganen des Bundes auf Verlangen Einsicht in sämtliche mit dem Programm in Zusam-
menhang stehende Aufzeichnungen und Abrechnungsunterlagen zur Prüfung der widmungs-
gemäßen Verwendung der Fördermittel zu gewähren und auf Verlangen alle dazu erforder-
lichen Auskünfte zu geben. 4. den vom Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und
Forschung mit der Durchführung von Evaluationen beauftragten Einrichtungen gemäß Art. 11
Abs. 6 den uneingeschränkten Zutritt zu den Unterrichtsräumen und den Besuch von Kurs-bzw.
Lehrgangseinheiten zu ermöglichen und die Evaluationsarbeit (z. B. Fragebögen) zu unter-
stützen. 

Fördergeber und Bildungsträger haben insbesondere bei der Gestaltung der Förderverträge und deren
Abwicklung die Grundsätze des Datenschutzes zu beachten. 
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Artikel 13 
Inanspruchnahme von Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) (ausgenommen Burgenland) 
Soweit vom Bund Mittel des Europäischen Sozialfonds in Anspruch genommen werden, finden die

Art. 1 bis 12 mit folgenden Maßgaben Anwendung: 
1. Abweichend von Art. 2 Abs. 2 erfolgt die Förderentscheidung durch den Bund nach Maßgabe
einer Empfehlung durch das jeweilige Land, das dabei die Kriterien gemäß Art. 12 Abs. 1 zu
beachten hat; 

2. die vom Bund und den Ländern aufgebrachte Summe gemäß Art. 3 und 4 wird aus Mitteln des
Europäischen Sozialfonds erhöht; dies erfolgt nach Maßgabe der konkreten Zuweisung der Mit-
tel des Europäischen Sozialfonds durch die ESF-Verwaltungsbehörde im Bundesministerium
für Arbeit und Wirtschaft; 

3. abweichend von Art. 8 erfolgen Förderzahlungen der Länder und des Bundes inklusive der Mit-
tel des Europäischen Sozialfonds direkt an die Bildungsträger. Der jährliche Anteil des Bundes
wird an die Bildungsträger umgehend ausbezahlt. Die Ausbezahlung der Landesmittel erfolgt
bis zum 30. November. Der entsprechende ESF-Anteil wird -bis auf 10 % der genehmigten
ESF-Mittel vom Bund an die Bildungsträger ausbezahlt. Der Restbetrag von 10 % der
genehmigten ESF-Mittel wird nach Endabrechnung vom Bund an die Bildungsträger aus-
bezahlt; 

4. bei der Anwendung des Art. 10 sind die entsprechenden Publizitätsbestimmungen der VO (EU)
1060/2021 zusätzlich zu beachten; 

5. bei der Anwendung des Art. 11 sind hinsichtlich Monitoring, Evaluierung und Controlling
zusätzlich die VO (EU) 1060/2021 und 1057/2021 zu beachten. 

Artikel 14 
Übergangsbestimmungen 

(1) Bildungsmaßnahmen, die in der Förderperiode 2018 bis 2023 nach der Vereinbarung gemäß
Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über die Förderung von Bildungsmaßnahmen im
Bereich Basisbildung sowie von Bildungsmaßnahmen zum Nachholen des Pflichtschulabschlusses,
BGBl. I Nr. 160/2017 idF BGBl. I Nr. 198/2022, gefördert wurden und noch nicht abgeschlossen sind,
können mit Mitteln aus dieser Vereinbarung weitergefördert werden. 
(2) Bildungsmaßnahmen, die in der Förderperiode 2024 bis 2028 nach dieser Vereinbarung

gefördert werden und bis 31. Dezember 2028 noch nicht abgeschlossen sind, können gleichfalls mit
Mitteln aus dieser Vereinbarung weitergefördert werden. 
(3) Die nach den Art. 5 bis 7 der Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den

Ländern über die Förderung von Bildungsmaßnahmen für Erwachsene im Bereich Basisbildung sowie
von Bildungsmaßnahmen zum Nachholen des Pflichtschulabschlusses, BGBl. I Nr. 160/2017 idF
BGBl. I Nr. 198/2022 eingerichtete Steuerungsgruppe, Akkreditierungsgruppe und Geschäftsstelle
werden fortgeführt und gelten als im Sinne der Art. 5 bis 7 dieser Vereinbarung als eingerichtet. 

Artikel 15 
Inkrafttreten 

(1) Wenn bis zum Ablauf des 30. Juni 2024 
1. die nach der Bundesverfassung erforderlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten vorliegen
und 

2. die Mitteilung zumindest eines Landes über das Vorliegen der nach der jeweiligen Landesver-
fassung erforderlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten beim Bundeskanzleramt einge-
langt ist, 

so tritt die Vereinbarung mit 1. Jänner 2024 zwischen dem Bund und jenen Ländern, deren Mitteilun-
gen bis zum Ablauf des 30. Juni 2024 eingelangt sind, in Kraft. Werden die in den Z 1 und 2 ange-
führten Bedingungen erst zu einem späteren Zeitpunkt, längstens jedoch bis 1. Juli 2025 erfüllt, so tritt
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die Vereinbarung zwischen dem Bund und den betreffenden Ländern mit dem auf diesen Zeitpunkt fol-
genden Monatsersten in Kraft. 
(2) Sind die in Abs. 1 erster oder zweiter Satz angeführten Bedingungen eingetreten, so hat das

Bundeskanzleramt das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung sowie die Länder
davon in Kenntnis zu setzen und den Zeitpunkt des Inkrafttretens mitzuteilen. 

Artikel 16 
Geltungsdauer 

(1) Diese Vereinbarung gilt unter Berücksichtigung der Verrechnungszeiträume gemäß Art. 8 Abs. 1
und 2 bis 31. Dezember 2029. 
(2) Die Vertragsparteien stimmen darin überein, dass das Förderprogramm bei entsprechendem

Erfolg fortgesetzt und längerfristig abgesichert werden soll. Die Vertragsparteien werden deshalb im
Jänner 2027 und auf Basis der bis dahin vorliegenden Evaluierungsergebnisse Verhandlungen über die
zukünftige Gestaltung der Förderung von Bildungsmaßnahmen im Bereich Basisbildung sowie von
Bildungsmaßnahmen zum Nachholen des Pflichtschulabschlusses aufnehmen. 
(3) Die Länder werden als Voraussetzung für eine allfällige Verlängerung der Förderinitiative bis

zum 31. Dezember 2026 eine den landesspezifischen Erfordernissen Rechnung tragende Bedarfspla-
nung für die Programmbereiche „Basisbildung“ und „Nachholen des Pflichtschulabschlusses“
erstellen, welche regionalen und zielgruppenspezifischen Kriterien entspricht. 

Artikel 17 
Hinterlegung 

Diese Vereinbarung wird in einer Urschrift ausgefertigt. Die Urschrift wird beim Bundeskanzler-
amt hinterlegt. Dieses hat den Vertragsparteien beglaubigte Abschriften der Vereinbarung zu übermit-
teln. 

Der Burgenländische Landtag hat die Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und
den Ländern über die Förderung von Bildungsmaßnahmen im Bereich Basisbildung sowie von Bil-
dungsmaßnahmen zum Nachholen des Pflichtschulabschlusses für die Jahre 2024 bis 2028 am 25.
April 2024 gemäß Art. 81 Abs. 3 L-VG zur Kenntnis genommen. 

Diese Vereinbarung ist gemäß ihrem Art. 15 Abs. 1 zwischen dem Bund und den Ländern Burgen-
land, Oberösterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol, Vorarlberg und Wien mit 1. Jänner 2024 in Kraft
getreten. 
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